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Landtag 
21. Wahlperiode 

Drucksache 21/1730 
 

8. April 2026 

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Die Linke 

Aktiv für die Studienstandorte werben – Fachkräfte international 
ansprechen 
 
Das Land Bremen bietet als Wissenschaftsstandort eine leistungsstarke und vielfältige 
Hochschullandschaft. Die Attraktivität des Studienstandorts zeigt sich im bundesweiten 
Vergleich: Bremen und Bremerhaven verzeichnen einen der höchsten Zuwächse an 
Studierenden und punkten mit lebendigen Städten, kurzen Wegen, fahrradfreundlicher 
Infrastruktur, vielfältigen Kultur- und Freizeitangeboten sowie bezahlbarem Wohnraum. Die 
Hochschulen entwickeln ihr Studienangebot kontinuierlich weiter und reagieren flexibel auf 
gesellschaftliche und wissenschaftliche Trends, um den Standort dauerhaft attraktiv zu 
halten. 
 
Dennoch bleiben auch im Land Bremen jedes Semester Studienplätze unbesetzt, teils trotz 
hoher Bewerber:innenzahl. Insbesondere sind viele MINT-Studiengänge noch nicht voll 
ausgelastet, was angesichts des steigenden Fachkräftebedarfs eine gezielte Ansprache 
neuer Studierender erforderlich macht. 
 
Bremen und Bremerhaven halten für Bewerber*innen ein enorm umfangreiches und 
spannendes Studienangebot bereit, das durch regelmäßige Neuerungen den Entwicklungen 
in der Wissenschaft und Gesellschaft Rechnung trägt. Auch das Land Bremen begleitet die 
Anstrengungen und ist verstärkt gefragt, die guten Angebote bekannt zu machen sowie die 
Rahmenbedingungen für Studierende und Studienbewerber:innen bestmöglich 
auszugestalten. 
 
Ziel ist es, Studieninteressierte frühzeitig über die vielfältigen Möglichkeiten und 
hervorragenden Berufsperspektiven in Bremen und Bremerhaven zu informieren und die 
besonderen Standortvorteile – wie Lebensqualität, Praxisnähe und die enge Verzahnung von 
Wissenschaft und Wirtschaft – gezielt zu kommunizieren. 
 
Angesichts der demografischen Entwicklung und der verstärkten Akademisierung vieler 
Fachgebiete in Deutschland gewinnt die internationale Rekrutierung von Studierenden 
zunehmend an Bedeutung.  
Um internationale Studierende erfolgreich zu gewinnen und langfristig zu binden, braucht es 
eine ganzheitliche Strategie: Von der schnellen Bearbeitung von Bewerbungen und 
Visaanträgen über englischsprachige Beratungs- und Studienangebote bis hin zu 
Unterstützung bei der Wohnungssuche und gezielter Integration in das soziale und 
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wirtschaftliche Leben. Praktika, berufliche Perspektiven und eine enge Begleitung während 
des gesamten Studiums sind entscheidend, um internationale Absolventinnen und 
Absolventen dauerhaft für das Land Bremen zu gewinnen. 
 
Beschlussempfehlung: 

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 
 
Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf,  
 

1. in Abstimmung mit der Universität und den Hochschulen im Land Bremen ein digitales 
Informationspaket zu entwickeln, um Studienbewerber:innen Informationen zu 
Wohnungssuche, Freizeitangeboten wie Sport, Kultur, städtisches Leben und 
Möglichkeiten für Engagement sowie berufliche Orientierungsmöglichkeiten und 
Praktikavermittlung für Bremen und Bremerhaven zur Verfügung zu stellen, die die 
existierenden Informationen der Universität und Hochschulen sinnvoll aufgreifen und 
diese für Bewerber:innen spätestens mit dem Zulassungsbescheid online zuzusenden 
sowie gut sichtbar bereits für potentielle Bewerber:innen online zur Verfügung zu 
stellen; 
 

2. gemeinsam mit der Universität und den Hochschulen im Land Bremen ein Konzept zur 
Gewinnung und Begleitung internationaler Studierender zu erstellen und dabei  
a) den Einsatz von Willkommenslots:innen für internationale Studierende, in 

Ergänzung zu bestehenden Angeboten (z.B. dem Study-Buddy-Programm der 
Universität Bremen), zu prüfen 

b) insbesondere den MINT-Bereich zu fokussieren und in der Einführung zu 
priorisieren; 

c) zu prüfen inwiefern die Erfahrungen des Welcome-Centers für internationale 
Wissenschaftler:innen auch für Studierende genutzt werden können; 

d) die über das Sprachenzentrum der Hochschulen im Land Bremen angebotenen 
Deutschkurse insbesondere im A- und B-Niveau auszubauen und dabei 
insbesondere die Online-Deutschkurse auszuweiten, so dass Studierende schon 
vor Ankunft in Deutschland die Möglichkeit bekommen, Deutsch zu lernen; 
 

3. bei Schüler:innen weiterhin gezielt für die Qualitäten der Studienangebote und der 
Studienstädte Bremen und Bremerhaven zu werben und dabei Formate für die 
Nutzung in sozialen Medien in Werbemaßnahmen einzubeziehen und sie zur Werbung 
für existierende Präsenzinformationsveranstaltungen zu nutzen, sowie die Inhalte von 
Präsenzinformationsveranstaltungen auch digital verfügbar zu machen; 
 

4. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Bearbeitung von Visaanträgen zu 
Studienzwecken beschleunigt wird; 
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5. die Universität Bremen darin zu bestärken, Bewerber:innen frühzeitig zu informieren, 
dass sie sich auch im Falle einer Absage für das gewünschte Masterprogramm 
weiterhin noch für andere Masterprogramme an der Universität Bremen 
immatrikulieren können, an denen Plätze frei geblieben sind und Hinweise auf diese 
noch verfügbaren Plätze, ggf. in ähnlichen Themenfeldern wie der Erstwunsch, 
Studienvoraussetzungen und Einschreibungsfristen rechtzeitig bekannt zu machen; 
 

6. dem Ausschuss für Wissenschaft, Medien, Datenschutz, Informationsfreiheit und 
Digitalisierung sechs Monate nach Beschlussfassung Bericht zu erstatten. 

 

Janina Strelow, Arno Gottschalk, Elombo Bolayela, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 

Dr. Emanuel Herold, Dr. Franziska Tell und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Tim Sültenfuß, Nelson Janßen, Sofia Leonidakis und Fraktion DIE LINKE 

 

 

Anlage(n): 

- keine 
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